
Angehörige
▪ Annäherung an den Begriff

▪ Hilfe- und Unterstützungsbedarf

▪ Rechtliche Grundlagen zur Deckung des Bedarfs

▪ Perspektiven der Praxis 
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ANGEHÖRIGE – WER SIND SIE?

Ob „Schattenkinder“ (Schekter, 2015), „vergessene Opfer“ (Matthews, 

1983), oder „Mitgefangene“ (Frank, 2004) die Bezeichnungen für 

Angehörige von inhaftierten Personen in der Literatur sind vielfältig. 
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ANNÄHERUNG AN DEN BEGRIFF

▪ Dem engsten Familienkreis angehörige Verwandte (Duden, 2021)

▪ Angehörige einer Person sind ihr Ehegatte, ihre eingetragene Partnerin oder ihr eingetragener Partner, 

ihre Verwandten gerader Linie, ihre vollbürtigen und halbbürtigen Geschwister, ihre Adoptiveltern, ihre 

Adoptivgeschwister und ihre Adoptivkinder (Art. 110 StGB*) 

▪ Nahestehende Personen (Art. 84 Abs. 1 StGB) 

▪ Anspruch auf Opferhilfe haben auch der Ehegatte oder die Ehegattin des Opfers, seine Kinder und 

Eltern sowie andere Personen, die ihm in ähnlicher Weise nahestehen (Angehörige) (Art. 1 Abs. 2 OHG) 

▪ (Ehe)Partner*innen, Kindern, Eltern und Grosseltern, Anverwandte, Nachbarn, Arbeitskolleg*innen und 

Vorgesetzte (Netzwerk Angehörigenarbeit Psychiatrie, 2019, S. 10)

▪ Personen, die in enger persönlicher Beziehung zu Inhaftierten stehen (Kawamura-Reindl, 2018, S. 503) 

* vorwiegend StGB BT und StPO 
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FOLGEN EINER INHAFTIERUNG

• Verlust an ökonomischen Ressourcen

• Verlust des sozialen Status und Verlust an sozialen Kontakten 
(Diskriminierung und Stigmatisierung)

• Verlust einer wichtigen Bezugsperson (Verarbeitung der Trennung mit 
Einfluss auf psychische/gesundheitliche Situation)

(Quellen: z. B. Morris, 1965; Busch et al., 1987, Meyer, 1990; Kury & Kern 2003; Coping-Studie, 2013; Murray et al., 2014; Kawamura-Reindl, 2018, S. 504)



BERATUNGS- UND HILFEBEDARF DER ANGEHÖRIGEN

(1) Bedarf nach Erhalt und Förderung von Kontakten mit den inhaftierten 

Personen

(2) Bedarf an Unterstützung losgelöst von den inhaftierten Personen
▪ Beratung

▪ materielle Hilfe

▪ praktische Lebenshilfe



DIE FRAU DES HÄFTLINGS*

* Tagesanzeiger, 27. Januar 2017, Andrea Tedeschi

Alle zwei Wochen darf sie ihn in der Strafanstalt 

besuchen, dies bringt ihr den Mann wieder näher.



MINDESTGRUNDSÄTZE DER VEREINTEN NATIONEN FÜR DIE BEHANDLUNG DER GEFANGENEN

NELSON MANDELA RULES

▪ Regel 43/3: Das Verbot des Kontakts zu Familienangehörigen darf nicht als Disziplinarstrafe oder 

restriktive Massnahme angewandt werden. Der Kontakt zu Familienangehörigen darf nur für einen 

begrenzten Zeitraum und nur insoweit beschränkt werden, als es für die Wahrung von Sicherheit und 

Ordnung unbedingt erforderlich ist.

▪ Regel 68: Alle Gefangenen haben das Recht und sind in die Lage zu versetzen, ihre 

Familienangehörigen oder eine andere von ihnen als Kontaktperson bestimmte Person über ihre 

Inhaftierung, ihre Verlegung in eine andere Anstalt oder eine schwere Erkrankung oder Verletzung zu 

unterrichten. 

▪ Regel 69: Verstirbt ein Gefangener, so unterrichtet der Leiter der Vollzugsanstalt sofort den nächsten 

Angehörigen […] Der ausdrückliche Wunsch eines Gefangenen, seinen Ehepartner oder nächsten 

Angehörigen im Krankheits- oder Verletzungsfall nicht benachrichtigen zu lassen, ist zu achten.



EMPFEHLUNG REC. (2006)2 DES EUROPARATES

EUROPÄISCHE STRAFVOLLZUGSGRUNDSÄTZE

▪ Art. 24.1: Den Gefangenen ist zu gestatten, mit ihren Familien, anderen Personen und 

Vertretern von außen stehenden Organisationen so oft wie möglich brieflich, telefonisch oder 

in anderen Kommunikationsformen zu verkehren und Besuche von ihnen zu empfangen.

▪ Art. 24.4: Die Besuchsregelungen müssen so gestaltet sein, dass Gefangene 

Familienbeziehungen so normal wie möglich pflegen und entwickeln können.

▪ Art. 24.5: Die Vollzugsbehörden haben Gefangene bei der Aufrechterhaltung angemessener 

Kontakte mit der Außenwelt zu unterstützen und ihnen hierzu die geeignete Hilfe und 

Unterstützung zu bieten.

▪ Art. 24.8: Gefangenen ist zu gestatten, ihre Familien unverzüglich von ihrer Inhaftierung oder 

Verlegung in eine andere Anstalt und allen schweren Erkrankungen oder Verletzungen, die sie 

erleiden, zu unterrichten.

▪ Art. 60.4: Die Disziplinarmaßnahme darf kein vollständiges Verbot des Kontakts zur Familie 

umfassen.

https://www.bj.admin.ch/dam/bj/de/data/sicherheit/smv/dokumentation/empfehlung-europarat-d.pdf.download.pdf/empfehlung-europarat-d.pdf


KONVENTION ZUM SCHUTZE DER MENSCHENRECHTE UND GRUNDFREIHEITEN EMRK

▪ Artikel 8 Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens: (1) Jede Person hat das Recht auf 

Achtung ihres Privat- und Familienlebens, ihrer Wohnung und ihrer Korrespondenz.

▪ Artikel 13 Abs. 1 Schutz der Privatsphäre: Jede Person hat Anspruch auf Achtung ihres Privat-

und Familienlebens, ihrer Wohnung sowie ihres Brief-, Post- und Fernmeldeverkehrs.

BUNDESVERFASSUNG DER SCHWEIZERISCHEN EIDGENOSSENSCHAFT BV

➢ … der gesetzlich normierten Regeln (insbesondere Art. 84 StGB).

➢ Nicht spezifisch auf den Freiheitsentzug zugeschnitten, ist jedoch die völkerrechtliche Grundlage für die 

grundrechtliche Basis…



SCHWEIZERISCHES STRAFGESETZBUCH STGB - VOLLZUGSGRUNDSÄTZE

▪ Art. 74: Die Menschenwürde des Gefangenen oder des Eingewiesenen ist zu achten. Seine 

Rechte dürfen nur so weit beschränkt werden, als der Freiheitsentzug und das 

Zusammenleben in der Vollzugseinrichtung es erfordern.

▪ Art. 75: Der Strafvollzug hat das soziale Verhalten des Gefangenen zu fördern, insbesondere 

die Fähigkeit, straffrei zu leben. Der Strafvollzug hat den allgemeinen Lebensverhältnissen so 

weit als möglich zu entsprechen, die Betreuung des Gefangenen zu gewährleisten, 

schädlichen Folgen des Freiheitsentzugs entgegenzuwirken und dem Schutz der 

Allgemeinheit, des Vollzugspersonals und der Mitgefangenen angemessen Rechnung zu 

tragen.



SCHWEIZERISCHES STRAFGESETZBUCH STGB - BEZIEHUNGEN ZUR AUSSENWELT WÄHREND DES

VOLLZUGS EINER FREIHEITSSTRAFE ODER FREIHEITSENTZIEHENDEN MASSNAHME

▪ Art. 84 Abs. 1: Der Gefangene hat das Recht, Besuche zu empfangen und mit Personen 

ausserhalb der Anstalt Kontakt zu pflegen. Der Kontakt mit nahe stehenden Personen ist zu 

erleichtern.

▪ Art. 84 Abs. 6: Dem Gefangenen ist zur Pflege der Beziehungen zur Aussenwelt, zur 

Vorbereitung seiner Entlassung oder aus besonderen Gründen in angemessenem Umfang 

Urlaub zu gewähren, soweit sein Verhalten im Strafvollzug dem nicht entgegensteht und keine 

Gefahr besteht, dass er flieht oder weitere Straftaten begeht.

▪ Art. 90 Abs. 4: Für die Beziehungen des Eingewiesenen zur Aussenwelt gilt Artikel 84 

sinngemäss, sofern nicht Gründe der stationären Behandlung weiter gehende 

Einschränkungen gebieten.



SCHWEIZERISCHE STRAFPROZESSORDNUNG STPO

▪ Art. 214 Abs. 1: Wird eine Person vorläufig festgenommen oder in Untersuchungs- oder 

Sicherheitshaft gesetzt, so benachrichtigt die zuständige Strafbehörde umgehend ihre 

Angehörigen

▪ Art. 235 Abs. 2: Die Kontakte zwischen der inhaftierten Person und anderen Personen 

bedürfen der Bewilligung der Verfahrensleitung. Besuche finden wenn nötig unter Aufsicht 

statt.



KONKORDATLICHE RICHTLINIE SED 09.0 DES NWI-KONKORDATS BETREFFEND DIE AUSGANGS- UND

URLAUBSGEWÄHRUNG (INSB. BETR. AUSGÄNGE, BEZIEHUNGS- UND SACHURLAUBE ZWECKS KONTAKT

MIT ANGEHÖRIGEN)

▪ Art. 7: Ausgänge und Urlaube dienen insbesondere der Aufrechterhaltung und Pflege oder dem Aufbau von 

Beziehungen mit Personen ausserhalb der Vollzugseinrichtung (sog. Beziehungsurlaube).

▪ Art. 23 Abs. 1: Ausgänge dienen der Kontaktpflege mit Personen ausserhalb der Vollzugseinrichtung, der 

Aufrechterhaltung des Bezugs zur Aussenwelt und therapeutischen Zwecken. Sie sollen das soziale Verhalten der 

eingewiesenen Person fördern.

▪ Art. 28 Abs. 1: Beziehungsurlaube dienen dem Aufbau, der Aufrechterhaltung und Pflege persönlicher und familiärer 

Beziehungen, soweit diese für die soziale Wiedereingliederung der eingewiesenen Person wertvoll und nötig sind.

▪ Art. 35: Sachurlaube können insbesondere bewilligt werden: für die Heirat oder die Registrierung der Partnerschaft 

der eingewiesenen Person selbst oder der nächsten Angehörigen; für die Geburt, die Taufe, erste Kommunion, 

Firmung oder Konfirmation eines eigenen Kindes und entsprechende Anlässe anderer Glaubensrichtungen; bei 

schwerer Erkrankung, Tod oder Bestattung eines nahen Angehörigen der eingewiesenen Person oder einer ihr nahe 

stehenden Person.

➢ identischer Wortlaut in der diesbezüglichen RL des OSK, ähnlicher Wortlaut im diesbezüglichen Reglement des CL

https://www.konkordate.ch/download/pictures/d1/q0e21ussm4ivyum3qz6w8su2uhu0mt/09.0_rl_ueber_die_ausgangs-_und_urlaubsgewaehrung_november_2012.pdf
https://www.osk-web.ch/assets/files/pdf/rechtserlasse/Richtlinien+u%CC%88ber+die+Ausgangs-+und+Urlaubsgewa%CC%88hrung+(KK-2019-03-29).pdf
https://www.cldjp.ch/wp-content/uploads/2016/07/reglement-ausgangsbewilligungen-erwachsene-131031.pdf


UN-KINDERRECHTSKONVENTION

Kinderfreundliche Version auf: www.unicef.de

Art. 2 Abs. 2: Die Vertragsstaaten treffen alle 

geeigneten Massnahmen, um sicherzustellen, dass 

das Kind vor allen Formen der Diskriminierung 

oder Bestrafung wegen des Status, der Tätigkeiten, 

der Meinungsäußerungen oder der 

Weltanschauung seiner Eltern, seines Vormunds 

oder seiner Familienangehörigen geschützt wird.

Art. 9 Abs. 3: Die Vertragsstaaten achten das 

Recht des Kindes, das von einem oder beiden 

Elternteilen getrennt ist, regelmässige persönliche 

Beziehungen und unmittelbare Kontakte zu beiden 

Elternteilen zu pflegen, soweit dies nicht dem Wohl 

des Kindes widerspricht.



Art. 31: Das Recht eines Kindes auf unmittelbaren Kontakt ist zu wahren, auch in Fällen, in denen 

disziplinarische Sanktionen oder Massnahmen gegen den inhaftierten Elternteil verhängt werden. 

Wenn die Sicherheitsanforderungen so hoch sind, dass Besuche ohne physischen Kontakt 

erforderlich sind, sind zusätzliche Massnahmen zu treffen, um sicherzustellen, dass die Eltern-

Kind-Bindung gefördert wird.

EMPFEHLUNG REC(2018)5 DES MINISTERKOMITEES DES EUROPARATES AN DIE

MITGLIEDSTAATEN FÜR KINDER INHAFTIERTER ELTERN

https://rm.coe.int/empfehlungen-europarat-kinder-inhaftierter-eltern-traduction-en-allema/16808edc9b


FAZIT: RECHTLICHE BESTIMMUNGEN UND EMPFEHLUNGEN

• Rechte von inhaftierten Personen in Bezug auf Erhalt und Förderung 

von Kontakten mit Angehörigen sind geregelt.

• Umgekehrt sind die Rechte von Angehörigen in Bezug auf Erhalt und 

Förderung von Kontakten mit den inhaftierten Personen kaum geregelt.

• Ausnahme: Die Rechte der Kinder auf Kontakt zum inhaftierten 

Elternteil



BERATUNGS- UND HILFEBEDARF DER ANGEHÖRIGEN

(1) Bedarf nach Erhalt und Förderung von Kontakten mit den inhaftierten 

Personen

(2) Bedarf an Unterstützung losgelöst von den inhaftierten Personen
▪ Beratung

▪ materielle Hilfe

▪ praktische Lebenshilfe



DIE FRAU DES HÄFTLINGS*

* Tagesanzeiger, 27. Januar 2017, Andrea Tedeschi

Hätte dort jemand erfahren, dass ihr reicher Mann in 

Untersuchungshaft ist, es hätte sich schnell 

herumgesprochen.



EMPFEHLUNG REC(2010)1 DES MINISTERKOMITEES DES EUROPARATES AN DIE

MITGLIEDSTAATEN ÜBER DIE GRUNDSÄTZE DER BEWÄHRUNGSHILFE DES

EUROPARATES

Regel 56: Falls angezeigt, bieten die Einrichtungen der Bewährungshilfe 
im Rahmen des geltenden innerstaatlichen Rechts auch den Familien von 
Straffälligen unmittelbar oder durch Partnereinrichtungen Unterstützung, 
Rat und Information an. 

SKJV hält fest: Themen wie z. B. die Arbeit mit Angehörigen haben bislang 
noch keinen Eingang in die schweizerischen Grundlagen gefunden 
(2021,  S. 3)

Ausnahmen: z.B. Kanton Thurgau und Kanton Aargau



BEISPIELHAFT: KANTONALE BESTIMMUNGEN

Kanton Thurgau: Vollzugs- und Bewährungsdienste

Art. 4 Abs. 1 Ziff. 4 JVV: Die Vollzugs- und Bewährungsdienste betreuen 

Angehörige von straffälligen Personen.

Kanton Aargau: Durchgehende soziale Betreuung

Art. 83 SMV: Die durchgehende soziale Betreuung der inhaftierten Person 

und deren Angehörigen mildert die Folgen des Freiheitsentzugs. Sie 

erleichtert die Wiedereingliederung insbesondere durch die planmässige 

Vorbereitung der Entlassung sowie durch die Unterstützung bei der 

Regelung der finanziellen Verhältnisse und bei Behördengängen.



FAZIT: RECHTLICHE BESTIMMUNGEN UND EMPFEHLUNGEN

• Es gibt nur wenig rechtliche Grundlagen, um die Deckung des Hilfe-

und Unterstützungsbedarfs der Angehörigen Personen unabhängig von 

der inhaftierten Person zu gewährleisten. 

• Es bleibt den einzelnen Kantonen überlassen, inwiefern sie diese 

Hilfeleistungen anbieten (können). 



DIE ZWEI PERSPEKTIVEN IN DER PRAXIS

Angehörige sind Personen in Not mit Unterstützungsbedarf

→ Angehörigenarbeit meint Angehörigenhilfe. 

Angehörige sind Personen, die eine wichtige Ressource im 

Resozialisierungsprozess darstellen. 

→ Angehörigenarbeit meint systemische Vollzugsarbeit. 



UMFRAGE BEWÄHRUNGSDIENSTE: ANGEHÖRIGENHILFE

Umfang in knapp 2/3 der teilnehmenden Kantone

Leistungen Sozialberatung
Hilfe bei Finanzen und Administration
Rechtliche Beratung
Informationen über Strafvollzug
Begleitung bei Besuchen mit Kindern
Therapie etc.

Leistungserbringer Bewährungsdienste
NGOs (z. B. REPR, Angehört, Team72)
Sozialdienste der Vollzugseinrichtungen

Herausforderungen Fehlende gesetzliche Grundlage
Unklare Zuständigkeit
Fehlende Ressource



UMFRAGE BEWÄHRUNGSDIENSTE: SYSTEMISCHE VOLLZUGSARBEIT

Umfang ¾ der teilnehmenden Bewährungshilfestellen



POTENTIAL DER ANGEHÖRIGEN ALS RESSOURCEN…



UMFRAGE BEWÄHRUNGSDIENSTE: SYSTEMISCHE VOLLZUGSARBEIT

Umfang ¾ der teilnehmenden Bewährungshilfestellen

Herausforderungen Wahrung des Datenschutzes

Freiwilligkeit der inhaftierten Person

Schutz der Angehörigen



FAZIT

• Wir wissen, dass wir mit unserem Vorgehen bei Angehörigen Schäden 

auslösen, aber wir kümmern uns nicht darum. Dieser Verantwortung

müssen wir uns stellen.

• Wir wissen, dass oft Angehörige über wichtige Ressourcen verfügen, 

die Haftschäden eindämmen können. Aber: Wir nutzen sie nicht. Das 

müssen wir angehen (Jacqueline Fehr, 2019).


